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Kleine Anfrage des Abgeordneten Marco Böhme (DIE LINKE) 
Drs.-Nr.: 7/9690 
Thema: Änderung sächs. Bauordnung, Akzeptanzsteigerung für 

Windenergie und Auswirkungen des 2 % Flächenziels der 
Bundesregierung 

 
 
Sehr geehrter Herr Präsident, 
 
den Fragen sind folgende Ausführungen vorangestellt: 
 
„Mit der von der Staatsregierung geplanten Änderung der sächs. 
Bauordnung wird ein neues Instrument des sog. Mindestabstands 
von 1000m von Windenergieanlagen zur Wohnbebauung geschaffen. 
Die Landtagsanhörung zum vorliegenden Gesetzentwurf der Staats-
regierung hat dabei viele offene Fragen zur Umsetzung und recht-
lichen Regelungen aufgeführt. Ziel des 1000m Mindestabstands soll 
es u.a. sein, eine Akzeptanzsteigerung für den Bau von Windenergie-
anlagen zu schaffen. Der Koalitionsvertrag von SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen und FDP auf Bundesebene sieht vor, künftig zwei Prozent der 
Landesfläche anteilig für die Windenergienutzung zur Verfügung  
stellen zu wollen.“ 
 
Namens und im Auftrag der Sächsischen Staatsregierung beantworte ich 
die Kleine Anfrage wie folgt: 
 
Frage 1: Welche Studien bzw. Anhaltspunkte liegen der Staatsregie-

rung zu der Annahme zugrunde, ein pausschaler Mindest-
standart würde zu einer Akzeptanzsteigerung für den Bau 
von Windenergieanlagen bei der „betroffenen Bevölke-
rung“ führen? 

 
Der Bundesgesetzgeber hat im August 2020 mit der Neuregelung des  
§ 249 Abs. 3 BauGB den Ländern die Möglichkeit eingeräumt durch  
Landesgesetz Mindestabstände von Windkraftanlagen zu Wohnbebauung 
vorzusehen. Ziel dieser Neuregelung war es, die Akzeptanz für Windener-
gieanlagen in der Bevölkerung zu erhöhen. Es wird auf die Begründung zur 
o. g. Regelung (BT-Drs. 19/20148 vom 17. Juni 2020) verwiesen.  
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Frage 2: Inwieweit ist die Staatsregierung mit der Bundesregierung zur geplan-
ten Ausweisung von anteilig zwei Prozent der Landesfläche für die 
Windenergienutzung im Gespräch, mit welchen Positionen (zum Bei-
spiel beim Kooperationsausschuss der Länder) tritt der Freistaat 
Sachsen dabei auf und mit bisher welchem Stand und welchen Über-
legungen sind überhaupt mögliche Steigerungen des Flächenziels von 
derzeit 0,3 Prozent in Sachsen auf zwei Prozent zur Verfügung zu  
stellen? 

 
 
Von einer Beantwortung der Frage wird abgesehen. 
 
Nach Artikel 51 Absatz 2 der Sächsischen Verfassung darf die Staatsregierung die Be-
antwortung von Fragen ablehnen, wenn diese den Kernbereich exekutiver Eigenver-
antwortung berühren. Darunter ist ein nicht ausforschbarer Initiativ-, Beratungs- und 
Handlungsbereich der Regierung zu verstehen, zu dem die Willensbildung der Regie-
rung selbst gehört, sowohl hinsichtlich der Erörterungen im Kabinett als auch bei der 
Vorbereitung von Kabinetts- und Ressortentscheidungen, die sich vornehmlich in ress-
ortübergreifenden und -internen Abstimmungsprozessen vollzieht.  
 
Die Frage berührt den Kernbereich exekutiver Eigenverantwortung, weil sie auf einen 
Sachverhalt gerichtet ist, bei dem weder auf Bundes- noch auf Landesebene die Mei-
nungsbildung bisher abgeschlossen ist. 
 
Auch eine Abwägung zwischen dem verfassungsrechtlich geschützten Interesse des 
Abgeordneten an der Beantwortung seiner Frage und dem ebenfalls verfassungsrecht-
lich garantierten Kernbereichsschutz ergibt nicht, dass die Frage zu beantworten ist. 
Eine Beantwortung der Fragestellung würde den Initiativ- bzw. Beratungsbereich der 
Staatsregierung ausforschen und das notwendige Maß an Unbefangenheit der am Ab-
stimmungs- und Entscheidungsprozess Beteiligten einschränken. Die Frage zielt nicht 
auf die Aufklärung von Missständen oder Rechtsverstößen, sodass eine besondere 
Steigerung des Informationsinteresses hier nicht gesehen wird. 
   
Frage 3: Inwieweit führt aus Sicht der Staatsregierung der Entwurf der neuen 

Bauordnung mit dem pauschalen Mindestabstand von 1000m zu einer 
Verbesserung/Beschleunigung bei Windenergieausbau in Sachsen? 

 
Die Staatsregierung setzt mit der geplanten Regelung einen Handlungsauftrag der 
Koalitionsvereinbarung um, welcher auf den Schutz der Wohnbevölkerung gerichtet ist. 
Sowohl im Koalitionsvertrag als auch im Energie- und Klimaprogramm Sachsen 2021 
(EKP) ist ausgeführt, dass durch die Umsetzung des Mindestabstandes gemäß § 249 
Absatz 3 Baugesetzbuch Planungssicherheit geschaffen werden soll, um unter ande-
rem auch das Ausbau-Zwischenziel für erneuerbare Energien von 4 TWH bis zum Jahr 
2024 zu erreichen.  
 
Frage 4: Wie sind die Ziele des Ausbaus von 4Twh erneuerbare Energien bis 

Ende dieser Legislatur mit der neuen Bauordnung und des pauscha-
len 1000m Mindestabstands erreichbar und können dabei aus Sicht 
der Staatsregierung Windenergieanlagen überhaupt noch eine bedeu-
tende Rolle spielen? 
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Die Staatsregierung sieht in der landesrechtlichen Umsetzung des § 249 Abs. 3 BauGB 
kein Hindernis, dass die Ziele des Ausbaus von 4 Twh erneuerbare Energien bis zum 
Ende dieser Legislaturperiode erreicht werden können. Aus Sicht der Staatsregierung 
spielen Windenergieanlagen auch weiterhin eine bedeutende Rolle. Die Zielerreichung 
hängt zudem jedoch auch von zahlreichen weiteren Faktoren ab, hierzu zählt insbe-
sondere die Weiterentwicklung des bisherigen Verständnisses des Artenschutzes.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
Thomas Schmidt 
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